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wiederhcilen wir zur Begründung des Antrags vorTl 23.08.2012 clti*

gesamte erstinstanzliche Vorbringen des Beklagten mit allen Beweisangebo-

tei, sowie die dem Beklagten günstigen Ausführungen des Landgerichts im

angefochtenen Urteil und tragen ergänzend wie folgt vor:

Die Berufungsbegründung liest sich zwar auf den ersten Blick durchaus

gefällig, soweit sie Rechtsfehler des Landgerichts darin sieht, dass dieses

weder die vont Kläger benannten weiteren ,,Zeugen vom Hörensagen" noch

den Beklagien (förmlich) als Partei zu der Frage des Zeitpunkts der Erteilung

des Auftrags zur Einleitung der Teilungsversteigerung vernommen hat.

Nachtbriefkasten
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Bei näher,er Betr:achtung und Auswertung des gesamten prozessstoffs

ist'aber bereits zweifelhaft, ob mit diesen Angriffen des Klägdrs gegen das

erstinstanzliche Urteil überhaupt die Anforderungen an eine ordnungsgemä:

ße Elerufungsbegr:ündung gewahrt sind. Denn nach S s20 Abs. 3 satz 2 Nr:. 2

ZPo hat, wenR die Berufung darauf gesttrtä wird, dass die angefochtene

Entscheidung auf einer Rechtsverletzung beruht (SS b1g Abs. 1, 546 zpo),
die Berufungsbegründung nicht nur die Bezeichnung der umstände zu ent.

halten, aus denen sich nach Ansicht des Rechtsmittelfuhr.ers die Rechtsver-

letzung ergibt, sondern auch die Gründe anzugeben, aus denen sich die Er-
heblichkeit der RechtsverleEung für die angefochtene Entscheidung
hedeitet. Diesen Anforder,ungen wird die Berufungsbegründung des Klägers

bei genauerer Pr:äfung nicht gerecht; denn es fehlt an jeglicher Darlegung.der

Erheblichkeit der von ihm gerügten angeblichen Rechtsfehler: der Ein-zelrich-

terin des Landgerichts.

Die Klage ist nämlich auch nach dem den Sachverhalt nur unvollständig

wieclergebenden Berufungsvorbringen unschlüssig, sodass dle als über.
gan gen gerü gten tseweisantritte nicht entseheid u n gser:heblich sind. Das

Landgericht hätte die Klage vielmehr (schon) ohne Beweisaufnahme'abwei-

sen müssen.

lm Einzelnen:

Der Kläger stützt seine Ansprüche auf zwei verrneintliche Fehler des

Beklagten. Der erste Komplex betr:ifft die angeblich verzögerte Einleitung ei-

nes Teilungsversteigerungsverfahrens beztiglich des Grundstücks Riibbel-

hauk 4 in Berge, das im hälftigen Miteigenturn des Klägers und seiner Mutter

steht (1.). Der zweite Komplex bezieht sich auf die nach Ansicht des Ktägers
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unzureichende Auskunftsefteilung durch den Beklagten gegenüber der Mut-

ter des Klägers in Bezug aLrf von dieser geltend gemachtg Fflichtteilsanspt'il-

che nach dem Tod der Großmutter des Klägers,.die diesen testamentarisch

als Alleinerben eingesetzt hatte (ll.).

I, Setbst wenn man zugunsten des Klägers als wahr unterstellt, dass er

den Beklagten schon im Februar 2009 und nicht erst in der Besprechung der

Parteien am 29.09,2009 beauftragt hat, die Teilungsversteigerung des

ßrundstiicks zu beantragen, ist dem Kläger dadurch eindeutig nicht der mit .

der Klage bzw, der Ber.ufung nun noch geltend gemachte Schaden entstan-

den.

Es kommt somit entscheidungserheblich überhaupt nicht auf die als

vertahrensfehlerhaft übergangen gerügte Vernehmung der weiteren vorn

Kläger benannten angeblichen Zeugen (vom Hörensagen) und auch nicht aut

die. (suhsidiäre) Parteivernehmung des Beklagten gemäß $ 445 ZPQ zur

,Frage des Zeitpunktes der konkreten Auftragserteiiung für die Einleitung der
'i eilungsversteigerung an,

Wenq man nämlich einen Teilungsversteigerungsauftrag des Klägers

än den Eeklagten schon etwa Mitte Februar 2009 und die zeitnahe'Einrei-

chung eines solchen Antrags bei dem zuständigen Arntsgericht Bersenbrilck

(nach einer angemessenen Prlrfungs- und Bearbeitungszeit) im März 2009

hinzudenkt, wäre die Gesamtvermögenslage des Klägers nach seinem elge-

nen Vortrag keine andere.

Dass die angeblich verspätet eingeleitete Teilungsversteigerung nichts

rnit der der Fundesalentur für Arbeit offensichtlich vorgespiegelten (Neu-)

f,'y
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Aufnahme oder Aufgabe der selbständigen Tätigkeit zu tun hatte, liegt otfen

auf der Fland, denn der Kläger hat eine abhängige Tätigkeit als Kraftfahrer

lange vor einem etwa möglichen Zuschlag in einem (unterstellt) schon irn

Mäz 2009 ei nT
nachdem er bereits wenige Tage nach Beklagten

-1€-&sa.a** 
=**:*.^^r,*Ws+ s.k -,W

seinerzeit nicht bekannten ,,Werbekampagne" (GA I Bl. 38, 45 f) schon im

Monat März 2009 merkte, dass er durch die ausschließliche setbständige Tä1

tigkeit kein ausreichendes Einkommen ezielen wttrde. Aus den von ihm

nach Schluss der mündlichen Verhandlung erster Instanz vorgelegten Wo-

chenberichten (GA I Bl. 126 ff) und dem nun neu eingereichten Arbeitsver-

trag (GA ll Bl. 35 ff), zu deren bzw. dessen inhaltlicher Richtigkeit sich der

Beklagte allerdings mit Nichtwissen erklärt, ergibt sich, dass der Kläger: für

die Fir:ma Menke Spezialtransporte sogar schon im März 2009 als Kraftfahrer

tätig geworden ist. Die Aufstellung beginnt nämlich rnit dem 30.03.2009 (GA I

Bl, 139), was auch der Regelung unter Ziff" 1.1. des Arbeitsvertrages ent.

spricht. Derr Beklagte geht davon aus, dass der Kläger aueh:diesen [Jrnstand

dcr Arbeitsagentur verschwiägän hat uäo totgti"n auch-aui cieäem Grund:e

nicht einmal Anspruch auf Gründungszuschuss für den (gesamten) Monat

März 2009 gehabt hätte, und zwar völlig unabhängig vorn Zeitpunki der Hin'.

r:eichung eines Teilungsversteigerungsantrages bei dem Arntsgericht Ber-

senbrück, wobei die Aufnahrne bzw. angebliche Aufgabe der sefbständigen

Tätigkeit (banr. richtig: die Aufnahme einer zusätzlichen abhängigen Tätigkeit

als Kraftfahrer ab dem 30.03.2009) in keinerlei Ursachenzusammenhang mit

dem nach streitiger Darstellung des Klägers dern Beklagten bereitsJm Feb-

ruar 2009 erteilten Auftrag, ein Teilungsversteigerungsverfahren einzuleiten,

stand. Den Antrag auf Gründungszuschuss für eine geplante Selbständigkeit

hat der Kl.äger nämlich nach neuem Vortrag in der Berufungsbegründu,n$

schon im September 2008 gestellt (GA I Bl. 13), was der Beklagte allerdings

bestreitet und sich lediglich hilfsweise zueigen macht, Einen verrneintlichen



weitergehenden Anspruch auf Gründungszuschuss für den Zeitraufn April bis

November 2009 hat der: Kläger also zweifelsfrei nicht durch einen yspTQgor"

ten Teilungsversteigerungsantrag, sondern aufgr.und der, Aufnahme der Tä:

tigkeitals Kraftfahrer ab dem 30.03.2009 verloren (vgl. GA !,B1, 48).

Wann der Kläger der Bundesagentur für'Arbeit die Arbeitsaufnahrne

angezeig{ hat,'lässt sich seinem unsubstantiieften Vortrag übrigens nicht

entnehmen. Einen l\nderüngsbescheid hat er ebenso wenig vor:gelegt.

,Jbdenfalls ist, nicht ansatzweise dargetan oder sonst ersichtlich, da$s

dem Kläger durch einen angeblich um rund acht Monate verzögerten Tei,

lungsversteigerungsantrag ein" Gründungszuschuss verloren,gegangen ist,

Einen. enfspqechenden'Ursachenzusammenhang hat der K!äger schon,nicht

nachvqllziehbar vorgetragen, denn die Aufhebung.der Bewiltigu:ng ab Apfil

2009 ber,uhte ausschließlich auf dern eigenen Entsohluss des Klägers, zur

^ Bestreitung seines Lebens.unterhaltes neben dem Fellieb. derWerkstatt eine

.Unselbständige Tätiglieit als Krafffan"rer aufzunehmen, weil.die Einkünfte. auq

d.e r: We r,kstatt u n streitig n ic lrt aus rei chten

' ,Die Berufung übergeht insoweit, außerdem geflissentlich, .dass der

Kläger unstieitig .s-eit 2006 ununterbrochen bis heute,'auf dem Grund-

stück,R.übbelhauk 4 eine Werksatt rnit Zweiradhandel betrieb und be-

tre-ibt, noch dazu ohne dafür an seine Mutter als,Miteiggntilrner:in ,eine- Nut;

zungsentschädigung zu zahlen (GA I Bl. 73, 99), Für den Betrieb des Fahr-

rad'handels und der Werkstatt war und ist es,aller:dings unerheblich, ob der

Kläger lediglich neben seiner ft/lutter Miteigentümer des Gr"undstücks zu lz

oder Alleineigentümer war bzw. ist. Von daher hätte der Kläger auch die von

ihm genannten sieben Fahrräder ohne weiteres unabhängig vom Zeitpunkt

5

./l^-,- *.--.-
\\ '-

11

12

42tu



-6-

der,Einleitung eines Teilungsverste-igerungsvefiahrens und unabhängig von

einer haupt- oder nur nebenerwerblichen Verkaufstätigkeit an die.angebli-

chen Interessenten.veräu.ßern können, wobei allerdings nach wie vor bestrit-

ten wird, dass die dafür benannten Z-eugen überhaupt interes-siert waren und

Fahrräder,,mittlerweile anderweitig erworben haben". Bemerkenswerter, Wei-

se handelt es sieh bei zwei der angeblichen Kaufinteressenten (Övermöhle

und Pöppe) um.dieselben Personen, denen der Kläger riber einen dem Be*

.kiagten angeblich schon im Februar' 2009 erteilten Teilungsversteigerungs-

auftrag berichtet haben will, wobei'der Zer.rge löppe irberdies der Ver,mieter

des Klägers sein soll,(vgl. GA I BI. 140 ff). Den Fahrradhandel hat der Kläg,er

jedenfallsro,hne Unterbrechung seit 2006 bis heute auf dem Gr:undsttick Rüb.

belhauk 4 in Berge betr:ieben, weshalb er einpnangeblich kausalen Erwerbs'

schaden (entgangenen Gewinn) nicht einmal schl[rssig vorgetragen hat. Der

angeblich verzögerte,Teilungsversteigerungsantrag hatte aqf die (zumindest

:nebeneruerbliche) ununterbrochene Verkaufstätigkeit keinerlei EinflUss D!0.

Kläger hat dieobezuglich auch nicht einmal vor:getragen, ,!vann- er sie:ben

Fahnäder'an die anöeblicnän lnteressenten hätte veriäiiien ,tönnen Uzw.

wollen und warum fur: ein angebliches Fehlschlagen,der'-Göschäfte der ver-

rneintlich verzögerte Teilungsversteigerungsantrag ursächlich gewesen sein

s+ll, obgleich seine Werkstatt rnit Verkauf seit 2006 bis heute ohne'tlnterble-

chung von ihm auf dem in seinern hälftigen l\iliteigentum stehenden Grund-

stück betrieben wird.

14 lm Übfigen'hätte,sich"an der tatsächlichen Fodsetzung der.rNu-tzunq.des, '

Giundstilc,ks durch den Kläger im Jahr 2009 ohnehin überhaupt ni-chts,geän-

deri, wenn der Beklagte den Teilungsversteigerungsantrag nicht erst: am

, 30.10,2009, sondern schon im'Mäz 2009 bei dem zuständigen Am,tsgg-richt..

' eing.ereictit hätte. Das Teilungsversteigerungsverfahren wäre närnlich ange-

sichts ,der üblichen Verfahrensdauer auch dann zweifetsfrei nicht schon irn
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Herbst 2009' sondern keinesfalls vor Mitte/Ende 2010 beendet worden, wo-

,,bei der Kläger den Zuschlag sowieso nicht erhalten hätte, dg er über keine

entsprechenden Mittel für einen Enrierb verfügte und verfijgt. Das war lrbri:

gens auch der: Grund dafür, dass der Kläger das Teilungsversteigerungsver-

fahren nach Antragstellung durch den Beklagten unstreitig nicht f0i'tgesetzt,

sondern zeitnah zum Ruhen gebracht,hat.

Beiziehung der Akten AG Bersenbrück - NZS I K 71109

. Diesem schon erstinstanzlich vom Beklagten angetretenen, (Gegen:)

Beweis (G,{,1 Bl. 110) wird der Senat nachzugehen haben, wenn er, die Beru-
' 
füng des Klägers nichts s.cion mangels Schliissigkeit der Klage zur.ück weistr

. Aus den vorstehenden Gr[rnden hatte der. Kläger auch.keine s.ubqtanzl

los behaupteten vergeblichen Mietaufirvendungen, wegen eines'ver:rnejntlioh

-j- -:-- .. -i:- r " * -v*eisungswidrig nicht früher gestellten Teilungs'uersteigerungsantrags; Dem

Vortrag des Klägers lässt sich schon nicht entnehmen, für welehuu Monatcl

'konkret er angeblich überflüssig frtliete aufgewandt haben will. In:'erster'1ru.

stanz wurde von ihrn ,Miete ,tilr '17 Monate gefofdert, nun (nur) noch fur I Mo.

nqls (GA ll Bl. 30), wobei:der Beklagte bestreitet, dass der Kläger,,"monatlich

380 € Kaltmiete tatsächlich gezahlt hat. Abgesehen davon, dass ein Tei-

lung$versteigerungsverfahren vor dem Amtsgericht Bereenbrück selbst be-i,

Antrqgstgllung irn März 2009 in keinem Fallvor Mitte/Ende 201,0 aQgeschlos-

sen,g€wesen wäre, steht ferner weider fest und ist streitig, dass der. Kläger

den ZusChlag erhalten hätte, noch ist nachvofiziehbar dargetan; dass,er auf

dem fraglichen Grundst[ick lrbejrhaupt Wohnraum hätte errichten können.

Denn nach eigener Darstellung wollte der Kläger das baufällige und unbe-

wohnbare Wohngebäude im Falle der Erlangung. des A,lleineigentums, ablei-

Bq',veis:
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ßen. Wenn er von.einem etwaigen auf ihn entfallenden Versteigerungserlös

eine andere lmmobilie gekauft hätte, was bestritten wird, ergibt sich aller,

dings auch daraus ke-in Anspr:uch des Klägers gegen den Beklagten auf Er;

satz von Miete, denn es reine $pekdlation und streitig, ob und wann der Klä-

ger eine,andere lmmobilie hätte eruverben kön,nen, die auch eine Wohnnut-

zung durch ihn zugelassen.hätte. Soweit er - nicht nachgelassen und darnit

verspätet - behaqptet hat, auf dem Grundstück die Errichtung eines,Holz-

.hauses geplant zu haben (GA I Bl. 117 f), iiber:sieht die'Berufuflg, dass sei.

nerzeit gar keine Baugenehmigung für eine Wohnnutzung bea,ntragt und er-

teilt worden ist. Die nach'Sehluss der mündlichen Verhandlung erster,lnstanz

vorgelegten Bauantragsunterlagen betreffen vielmehr die Erriohtung eines

Gaderlhquses (GA I Bl, 125). Eine Wohnnutzung des offenkundig nicht eln-

mal gedämmten Holzhauses war also weder rechtlich zulässig noch geplant

und möglich,

niiI\r?

I

Aqs{qnft des, !31$!!,19!".9-1, o:nrF$..9[r

(untel Frofest gegen die Beweislaqt),

Fachdienst Planen und Bauen
'__:i:: !''-r-_:iP-i:': ;1e':-- 

_ 
-:r.-_ 

- _-_- 
-

' r'17 wa.'bei der Beklagte bestritten hat und weiter bestreitet,,d'ass der,Kläger

überhaupt Liber ausreichende finanzielle Mittel verfügte, das'Grundstück in

der Zw.angsversteigerung zu Alleineigentum zu enruerben ,und noch:.dazu r,t-tit,

e'inem zu.Wohnzwecken geeigneten und zugelassenen Haus zu bebauen.

Da rres u nss-' u n d beweispr| i chtis ist * tliL-,""X;"J; 
i:'=Tffi | n sran z sehar-

is dafür angetreten.

Auch,:ZU dem sonstigen neuen Vorhringen des. Klägers.irn Schriftsatz

vom 25.05 .2012 (GA f H. 117) und der Berufungsbegrundung erklärt siqh der

18
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Beklagte vollumfänglich mit Nichtwissen. Soweit der Kläger behauptet (hat)

(GA lBl. 119), der Beklagte habe den $chlusssatz des Schreibens vom

05.06.2009 (GA I Bl. 90) eigenrnächtig angefügt und er - der Kläger - habe

das nicht bemerkt und das Schreiben möglicherweise nicht einmal erhalten,

ist das nachweislich falsch, denn der Kläger hat dieses $chreiben selbst mit

Schriftsatz seiner Prozessbevollmächtigten vom 26.01.2010 in dem Vorprg-

zess vor dem Landgericht Osnabrück zum Az, 10 O 2641/09 vorlegen,lassen

(BA Bf . 42= BA Bl. 10). Er hat es also vom Beklagten erhalten und den inhalt

vorgerichtlich unstreitig zu keinem Zeitpunkt in Zweifelgeaogen.

Falls der Senat gleichwohl der Ansicht sein sollte, dass die vom Kläger

weiter benannten 
"Zeugen 

vom Hörensagen" zur Frage des Zeitpunkts der

Erteilung des Teilungsversteigerungsauftrages vernommen werden m[lssen,

wird der Senat eine Beweisaufnahrne selbst durchzuführen haben. Eine Zu-

ruckvenrueisung nach $ 538 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO kommt als Ausnahme

von der in $. .5fA..f{. l ZPO statuierten Verpftichtu:ng des Qgrufungsger$lq. .-. . * r:-l

, die notwendigen Beweise zu erheben und in der Sache selbst zu entqchei'

den, nur in Betracht, wenn das erstinstanzliche V'erfahren an einem sü we-

. sentlichen Mangel leidet, dass es keine Grundlage füt eine instanzbeenden-

de Entscheidung sein kann. Ob ein solcher Mangel vorliegt,, ist nach ständi-

ger, Rechtsprechung vom rnateriell-rechtlichen Standpunkt desVorderrichters

aus zu beurteilen, auch wenn dieser verfehtt ist und'das Berufungsgericht ihn

nicht teilt (BGl-1, Urteil vom 14.06.2012 - lX ZR 150/11, juris m.w.N.). Hier-

nach begründet es keinen Fehler im Verfahren der Vorin$'tanz, wenn dasBe-

rufungsgericht Parteivorbringen materiell-rechtlich anders beufteilt als das

Erstgericht, indem es geringere Anforderungen an die Schlüssigkeit und

Substantiierungslast stellt und infolge degsen eine Beweisaufnahrne für er-

forderlich hält (BGH, ä;ä.O..m.w.N.). Ein Verfahrensfehler kann in einem sol-

ehen Fall auch nicht mit einer Verletzung der riehterlichen Hinweis- und Fra-

'-9-
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gepflicht ($ 139 ZPO) begründet werden. Eine unrichtige Rechtsansicht des

Erstrichters darf nicht auf dem Umweg über eine angebliche H,inweispfliclrt

gegenüber den Parteien in einen Verfahrensmangel urngedeutet, werden,

wenn auf der: Grundlage der Auffassung des Erstgerichts kein'Hinweis gebo'

ten war. Das Berufungsgerioht muss vielmehr auch insoweit bei Pr:üfung der

Frage, ob ein Verfahrensfehler vorliegt, den Standpunkt de9. Erstgeriohts

zugrunde legen (BGH, a.a.O. rn.w.N.). Nach,diesen rechtlichen Maßstälben

scheidet irn Streitfall eine Aufhebung und Zurückverweisung der Sache

an das Erstgericht aus.

Fiir den Fall ejne,r ergänzenden Zeugenbeweisaufnahrne tritt der Be-

klagte seinerseits

Gg-@js: Zeugnis des Frau Waltraud Fühne, zu laden unter der Kanzleianschrift

des Beklagten

2't dafür an, dass der Kläger noch bis fulnde Juii 2009 eine einvernehmliche

Lösung mit seiner Mutter erreichen wollte und ,lerrr Beklagteir erst in der Be-

sprechung am 29,09.2009 einen Teilungsversteigerungsauftrag erteilt hat.

Bei der Zeugin handelt es sich um eine Mitarbeiterin des Beklagten:, die mit

dem Kläger gut bekannt ist. Bei seinen Besuchen in der Kanzlei des Beklag-

ten im Laufe des Jahres 2009 hat sich der Kläger regelmäßig mit der Zeugin

über die Probleme mit seiner Mutter unterhalten und auch der Zeugin gegen-

über immer wieder betont, dass er keine streitige Auseinandersetzung mit

seiner Mutter wolle. Von einem vermeintlich nicht rechtzeitig eingereichten

Teilungsversteigerungsantrag war in all diesen Gesprächen seitens des Klä-

gers nie die Rede, Beschwert hat er sich vielmehr erst Ende Oktober/Anfang

November 2009, nachdem er vom Amtsgericht Bersenbrück offenbar erfah-

ft.t\\'\'/\
J.w
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ren hatte, dass z\Ä/ischen dem Zeitpunkt des dem Beklagten erteilten Auf-

trags arn 29.09.2009 und der Einreichung des Teilungsversteigerungsantra-

ges be.im Gericht am 30.10.2009 rund ein Msnat vergangen war, was der

Kläger anscheinend für,,zu lang'l hielt.

BeWelF: wie vor

2? Auch die Beweiswürdigung des Landgerichts ist entgegen der Ansicht

der:Berufung nicht zu beanstanden. Gegen das Vorbringen des Klägers strei-

tet vielmehr der urkundlich unterlegte Vortrag des Beklagten. Unstreitig hatte

' zunächst die Mutter des Klägers als Miteigentümerin des Grundqtücks ein

Teilungsversteigerungsv,erfahren in Aussicht gestellt, und arar bereits mit
' Anwaltsschreiben vom 17.10.2008 (GA ll Bl. 33 f), Und diese Möglichkeit

bzur, Androhung in der Folgezeit durch Anwaltsschreiben vom 05.02.2009

(Anlage BE 1) und 29.04.2009 (GA I Bl. 83) wiederholt. Auf das vorgenannte

, .:a . .Neltere).Schreiben vom'd51.02.2009 hat der Kläger unstreitig Anfang März

2009 selbst geantwortet (vgl, GA I Bl, 71,83,106), ohne auf die von den Be-

vollmächtigten seiner Mutter im Schreiben vom 05,02,200$ ausdr.licklieh er-

wähnte Option elner Teilungsversteigerung einzugehen, Er:st naehdem.die

Mutter des Klägers auf die weisungsgemäße Anfrage des Beklagte.n voffl

05.06.2009 (GA I Bl. 90) mit anwaltlichem Schreiben vorn 27.07.8009 {GA I

Bl- 95) mitgeteilt hatte, dass sie dezeit nicht beabsichtige, ein Teilungsver=

steigerungsvgrfahren einzuleiten und sioh weder ein freihändiger Ver(auf,des

gemeinsamen Grundstücks noch die käufliche Ubernahme des jeweils hälftl-

gen Miteigentumsanteils des anderen durch Kläger oder dessen Mutter ab-

zeichnete, trat der Kläger in der Besprechung am 03.08.2009 mit der Überle-

gung an den Beklagten heran, nun seinerseits einen solchen Antrag zu stel-

len (GA I Bl. 22), wobei der definitive Auftrag dann in der nächsten Bespre.

chung arn 29.09.2008 erteilt worden ist. Der gegenteilige Vortrag des Klägers
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ist folglich schon durch den dokumentierten Schriftwechselwiderlegt Wenn

er den Beklagten tatsächlich schon im Februar 2009 beauftragt hätte, einen

Teilungsversteigerungsantrag zu stellen, was falsch ist, hätte er das mit Si-

cherheit auch in dem am 03.03.2009 abgestempelten Antwortschreiben an

sefie Mutter.erwähnt, was unbestritten nicht der Fallwar. Auch der,weitere

anwaltliche $chriftwechsel bis Ende Juti 2009, von dem der Kläger, jeweils

Abschriften erhalten und sogar dem Zeugen Lindlage vorgelegt hat (GA I Bl.

1,07), hätte überhaupt keinen Sinn gemacht. Außerdem konnte der Kläger

daraus unmissverständlieh ärkennen, dass insbesondere vom Kläger noch

kein Teilungsversteigerungsverfahren eingeleitet worden war, wobei er da-

nach bis Ende Oktober/Anfang November 20ü9 auch weder telefonisch noch

in den wiederholten Besprechungen mit dem Beklagten gefragt hai.

. Jl* --.Aüch in Bezüg.-auf den.zvreiten Komplex kann..diaEerufung,,keiiien.

Erfolg haben" Der Beklagte ha n;lnformationen in

tsezug auf einen Pflichtteilsanspruch der Mufier an deren Anwälte lveiterge-

leitet. Die Einzelrichterin hat den Kläger insoweit sehr wohl schqn e1-s'iiru:

stalzlich darauf hingewiesen, dass nicht dargetan sei, welehe Auslt{.rnfte der

Bektagte für ihn pflichtwidrig angeblich nicht erteilt hab'e (GA n Bt. -,106); Ab.

gesehen davon, dass sich der anwaltlich vertretene Kläger dazu keinen:Er-

klärungsnachlass hat einräumen lassen und das Landgericht ihm insoweit

auch nichtvon Arnts'wegen eine Schriftsatzfrist gem. S 139 Abs. 5 ZPO ein-

räumen bzw. aufdrängen musste (BGH, Bschl. V. 08,10.2009 = lX ZR

235/06, juris), hat der Kläger'dazu tjbrigens weder irn Schriftsatz vorn

25,A5.2A12 (GA I Bl. 117 ff) noch in der Berufungsbegründung ergänzend

vorgetragen. Der gerugte angebliche Verstoß des Landgerichts gegen. eine

Hinweispflicht gemäß $ 139 ZPO ist folglich kein tauglicher Berufungsangriff;

]
!
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denn dazu hätte der Kläger wenigstens in seiner Berufungsbegrilndung sub-

stanziiert vortpgen mtlssen, was er bei Erteilung eines Hinweises bzw.

Einräumung einer $chriftsatzfrist in erster lnstanz vorgetragen hätte. Das isl

nicht geschehen, Die lediglich formölhafte Begrtrndung bei GA ll 81, 26 ist

folg lich u n beachtlich u nd ke-in ord n ungsgemä ßer Beruf u ng svortrag.

Soweit die Berufung des weiteren meint, das Landgd.richt habe eine

sekundäreDarlegungslast des Beklagten zum Inhalt des dem Kläger erteilten

" 
Rates in Bezug auf Pflichtteilsansprüche verkannt, ist das ebenfalls. falsch.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der Kläger seine Klage in erster lrr
stanz nicht darauf gestützt hat, der Beklagte habe ihn tiber seine der ltilutter

gegenlrber bestehenden Auskunfts- und Zahlungspflichten falsch belehrt, so

daqs es sich bei dem diesbezüglichen Berufungsvorbringen um einen in

zweiter Instanz nicht berücksichtigungsfähigen neuen Streitgegenstand han=

delt. Ferner stimmt es nicht, dass der Beklagte erstinstanzlich nur pau$ehal

.FS$rilte.n: hat. Vielme_fr hq!_glvorsetrase!, {g_s_q'qI o_eq l!l{g.qf'il.{ef .F"e:

spreoh ung am 03.08.2009 gerat*n hat,, rJie bei'eehtigten Pflichtteilsansprtlclre

der $Jutter zu erfüllen (GA l tsl. 21 f , 100). Diesen Vortrag hätte der Kläger,

der dazu trotz Hinweises des Lnndgerichts keineil Beweis angetreiren hat, zu

wielerlegen gehabt. Dafür fehlt es somit nach wie vor an einem':tauglichen

Beweisantiitt.

überdies hat der Kläger bei seiner Anhör'ung vor dem Landgericht

ausdri.rcklich eingeräumt, zu Zahlungen an seine Mutter unter keinen [:Jm-

ständen bereit gewesen zu sein, well diese aus seiner $icht angeblich mehr

als 77.000 € zu Unrecht von den Konten der Großmutter abgehoben habe.

Selbst wenn man die streitige Behauptung des Klägers, der Beklagte habe

ihm keinen Rat erteilt. die berechtigten Pflichtteilsansprüche der Muüer zu er-

füllen; äls r:ichtig unterstellt, fehlt es daher jedenfalls an der Kausal,ität eines

Lb* J"{
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solchen Pflichtverstoßes für den geltend gernachten (Prozesskosten-) Scha-

den. Der Kläger hat nämlich auch noch im von RechtsanWältin Btrnemanh-

Schwenen betreuten Prozess beharrlich jegliche Zahlungspflicht gegentrber

seiner Mutter geleugnet,und war selbst bei seiner Anhörung vor dem Land'

gericht noch der Ansicht, dass er seiner Mutter n[chts schuldet(e). Vo-n einer

Vermutung aufklärungsrichtigen Verhaltens kann folglich im vgrliegenden Fall

keine Rede sein. Der Kläger wollte und hat es vielmehr bewusst auf eine

Pflichtteilsklage seiner Mutter ankommen lassen, wobei er die Schenkung

der Großm'ufter in Höhe von 25.000 € selbst im Klageverfahren'vor dem

Landgericht zum Az. 10 O 2641109 unter Verstoß gegen die pr.ozessuale

Wahrheitspflicht geleugnet hat (vgl. GA I Bl. 113 ff).

Schließlich ist die Berufung unzulässig, soweit der Kläger damit als 4 r..,"r, t j
neueVerrneintlicheSchadenspositiondieKostenrechnungdesBek|agten>
vorn 12.11,2009 (GA ll 81.40) einführt, denn in erster Instanz haterdie an

-"{en.EeklagtengezahlteVergütungin'Höhevon-1-1'96;4{€3uryct{.niehta|s-'

Schaden geltend gemacht Die (nun unr dlesen Belrag enrueiterte) Klageris-t

üherdies auch insoweit unschlirssig, denn die Eerufung verkennt; elass,der

Auftraggeber eines Rechtsanwalts den aus dem Anwaltsdienstvertrag ($$

6.11, ö75 BGB) herrührenden anwaltlichen Ve.rgütungsanspruch nnangels im

Dienstvertragsrecht enthaltener Gewährleistungsvor,schriften nicht kraft Ge-

setzes wegen rnangelhafter Dienstleistung ktrrzen kann (BGH, Urteil vom

15.07.2004 * lX ZR 256103, juris). Eine Minderung der vereinbarten Vergü-

tungwieimFa||des$634BGBistbeieinemDienstvertttagausgesehloS$€fl,

Der Rechtsanwalt kann also trotz (vom Kläger behaupteter) Schlechterfirllung

eines Anwaltsdienstvertrages grundsätzlich die ihm geschuldeten Geblthren

verlangen (BGHj a"a.O.).

zo
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27 Nach alledem ist die Berufung mangels Schttissigkeit des Klagevorbrin-

gens ohne weitere Beweisaufnahme zurtick zu weisen.

C.;H. Eßer

Rechtsanwalt


